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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol, Gülseren 
Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, Gisela Sengl, Johan-
nes Becher, Cemal Bozoğlu, Dr. Martin Runge, Florian Siekmann, Ursula Sowa 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bezahlbaren Wohnraum langfristig halten – Wohnraumförderungsbestimmungen 
anpassen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Wohnraumförderungsbestimmungen 2012 
(WFB 2012) dahingehend anzupassen, 

─ dass in Punkt 16.1 die Bindungsdauer für Sozialwohnungen verbindlich auf 40 Jah-
re festgelegt wird, 

─ dass in Punkt 16.3 im Fall einer vorzeitigen freiwilligen Rückzahlung der Darlehen 
die Bindungen frühestens mit Ablauf der planmäßigen Bindungsdauer enden, 

─ dass in Punkt 19.2 für die Höhe der Beträge im Rahmen der Zusatzförderung bis 
zum Ende der Bindungsdauer eine Dynamisierung, d. h. eine automatische Anpas-
sung an die Mieten- und Einkommensentwicklung, festgelegt wird. 

 

 

Begründung: 

Bayern braucht jährlich 70.000 neue Wohnungen. Besonderer Handlungsbedarf be-
steht beim sozialen Wohnungsbau. Denn derzeit zielen die Instrumente des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus zu sehr auf Wirtschaftsförderung mit „sozialer Zwischen-
nutzung“ ab. Das heißt, dass nach Ablauf und Tilgung der öffentlichen Darlehen sich 
Sozialwohnungen in ganz normale Mietwohnungen verwandeln. Deshalb fallen im Mo-
ment jährlich mehr dieser Wohnungen aus der Bindung als neue hinzukommen. Gab 
es im Jahr 1988 noch 495.240 Sozialwohnungen im Freistaat, ist der Bestand bis 2016 
auf 138.000 gesunken. Der Neubau hinkt hinterher, weshalb es Maßnahmen braucht, 
um Sozialwohnungen möglichst lang im Bestand zu halten. 

Die Staatsregierung hat seit Sommer 2018 die Option geschaffen, die Bindungsdauer 
auf freiwilliger Basis von 25 Jahren auf 40 Jahre zu verlängern. Mit Freiwilligkeit allein 
ist es allerdings nicht getan. Um bezahlbaren Wohnraum langfristig zu halten, sind für 
die Bereitstellung öffentlicher Gelder im Gegenzug verbindliche Regelungen in den 
Wohnraumförderungsbestimmungen (WFB 2012) festzusetzen. Die Bindungsdauer 
von Sozialwohnungen sollte deshalb verbindlich auf 40 Jahre festgelegt werden. Zudem 
sollte in Fällen von vorzeitiger Darlehensrückzahlung gewährleistet werden, dass die 
Bindungen nicht vor Ende der planmäßigen Bindungsdauer auslaufen. Zwar sind bei 
gefördertem Wohnraum Mieterhöhungen in den ersten fünf Jahren nicht zulässig, da-
nach gelten aber die Bestimmungen nach § 558 und § 559 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB), die Zusatzförderung an die Mieterinnen und Mieter bleibt aber über die Bin-
dungsdauer hinweg unverändert. Damit Mieterinnen und Mieter langfristig Mieterhöhun-
gen tragen können, ist eine dynamische Anpassung der Beträge notwendig. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wohnen, Bau und Verkehr 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/462 

Bezahlbaren Wohnraum langfristig halten - Wohnraumförderungsbestimmun-
gen anpassen 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass der Antrag wie folgt formuliert wird: "Die 
Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss für Bauen, Wohnen und Verkehr 
schriftlich und mündlich über die Wohnungsraumförderbestimmungen 2012 insbe-
sondere über die Höhe der Zusatzförderung zu berichten." 

Berichterstatter: Jürgen Mistol 
Mitberichterstatter: Thorsten Schwab 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat 
den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 5. Sitzung am 12. März 
2019 beraten und e i n s t i m m i g  mit der in I. enthaltenen Änderung Zustim-
mung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den Antrag in 
seiner 8. Sitzung am 11. April 2019 mitberaten und e i n s t im m ig  der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt. 

Sebastian Körber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, Gisela 
Sengl, Johannes Becher, Cemal Bozoğlu, Dr. Martin Runge, Florian Siekmann, 
Ursula Sowa und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/462, 18/1745 

Bezahlbaren Wohnraum langfristig halten – Wohnraumförderungsbestimmungen 
anpassen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr 
schriftlich und mündlich über die Wohnungsraumförderbestimmungen 2012 insbeson-
dere über die Höhe der Zusatzförderung zu berichten. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Dr. Wolfgang Heubisch 

VI. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 3 der Liste. Es ist dies der Antrag 

der Abgeordneten Ruth Müller, Florian von Brunn, Margit Wild und anderer (SPD) be­

treffend "Die Fruchtbarkeit unserer Böden erhalten und effektiven Klimaschutz ge­

währleisten – Für eine bayerische Humusstrategie" auf Drucksache 18/204. Der Aufruf 

dieses Antrags erfolgt dann in einer der nächsten Sitzungen. Hinsichtlich der jeweili­

gen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf 

die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Auch da sehe ich alle Fraktionen: AfD, FDP, 

CSU, FREIE WÄHLER, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Zustimmung auch der bei­

den fraktionslosen Abgeordneten.
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